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Kofler Energies Power AG 

Bochum 

 

ISIN DE 000 A0H NHE 3  

(WKN A0H NHE)  

 

E I N L A D U N G  zur ordentlichen Hauptversammlung 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am 

Donnerstag, 19. Juli 2012 
um 11:00 Uhr (Einlass ab 10:30 Uhr) 

im Grand Hotel Esplanade, Berlin, Raum Emporio II, 
Lützowufer 15, 10785 Berlin 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein. 

 

TAGESORDNUNG 

TOP 1  
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2011, des Lageberichts sowie des 
Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2011 

Die genannten Unterlagen sind ab dem Tag der Einberufung der Hauptversammlung auf der Internethome-
page der Gesellschaft unter http://www.koflerenergies.com/hauptversammlung.htm unter dem Link „Jahres-
hauptversammlung 2012“ abrufbar. 

TOP 2  
Verwendung des Bilanzgewinns 

Der Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2011 der Gesellschaft beträgt € 217.933,93. Vorstand und Aufsichts-
rat schlagen vor zu beschließen, den Bilanzgewinn zum 31. Dezember 2011 in Höhe von € 217.933,93 auf 
neue Rechnung vorzutragen; eine Einstellung in Gewinnrücklagen oder eine Dividendenausschüttung findet 
nicht statt. 
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TOP 3  
Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2011 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2011 amtierenden Mitgliedern des Vorstands, 
Herrn Edward Dehn, Herrn Michael Lowak, Herrn Günter Nickel und Herrn Elmar Ruf-Kloos, Entlastung zu 
erteilen.  

TOP 4  
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2011 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2011 amtierenden Mitgliedern des Aufsichts-
rats, Herrn Dr. Georg Kofler, Herrn Kurt Ochner, Herrn Dr. Peter Vest und Herrn Peter Wallner, Entlastung 
zu erteilen.  

TOP 5  
Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2012 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Deloitte & Touche GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München, zum 
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2012 zu wählen. 

TOP 6  
Aufsichtsratswahl 

Herr Kurt Ochner hat sein Amt als Aufsichtsratsmitglied mit Wirkung zum Ablauf der Hauptversammlung 
vom 19. Juli 2012 niedergelegt. Der Aufsichtsrat schlägt vor zu beschließen: 
 
Herr Dr. Joachim Pfeiffer, Diplom-Kaufmann, wohnhaft in Plüderhausen wird für eine Amtszeit bis zum Ab-
lauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2013 beschließt, zum Mitglied 
des Aufsichtsrats gewählt. 
 
Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG i.V.m. § 7 Abs. 1 der Satzung aus drei von 
der Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die Hauptversammlung ist nicht an Wahlvor-
schläge gebunden. 
 

TOP 7  
Umfirmierung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 
 
Die Firma der Gesellschaft soll durch Streichung des Wortes "Power" geändert werden. 
 
§ 1 Abs. 1 der Satzung wird geändert und erhält folgenden Wortlaut: 
 

"(1) Die Gesellschaft führt die Firma Kofler Energies AG." 
 
 
TOP 8  
Änderung des Unternehmensgegenstandes 

§ 2 Absatz 1 der Satzung lautet derzeit wie folgt: 
 

"(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Einkauf und Vertrieb von leitungsgebundenen Energien 
(Strom und Gas) an Endverbraucher und der Handel mit diesen Energien, die Erbringung von Bera-
tungs- und sonstigen Dienstleistungen einschließlich aller damit in Zusammenhang stehender Tä-
tigkeiten sowie die Durchführung der Beschaffung von Energien in Form von Portfoliomanagement 
durch kurz- und langfristige Terminkontrakte." 

 
Diese Festlegung des Unternehmensgegenstandes soll erweitert werden.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 2 Absatz 1 der Satzung zu ändern und wie folgt neu zu fassen: 
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"(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Einkauf und Vertrieb von leitungsgebundenen Energien 
(Strom und Gas) an Endverbraucher und der Handel mit diesen Energien, das Energiecontracting 
einschließlich des Betriebs von Energieerzeugungs- und Energieverteilungsanlagen, die Erbringung 
von Beratungs-, Planungs-, Ingenieursdienstleistungen und sonstigen Dienstleistungen, insbeson-
dere im Bereich der Energieeffizienz, der Energietechnik und der technischen Gebäudeausrüstung, 
die Realisierung von Maßnahmen des Energieeffizienz-Managements und die Vermarktung von 
Produkten aus dem Bereich Energieeinsparung sowie die Durchführung der Beschaffung von Ener-
gien in Form von Portfoliomanagement durch kurz- und langfristige Terminkontrakte." 

 
 
TOP 9  
Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlage mit mittelbarem Bezugsrecht  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Das Grundkapital der Gesellschaft wird von derzeit € 1.044.900,00 um € 103.446,00 auf 
€ 1.148.346,00 durch Ausgabe von 103.446 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen 
Bareinlagen erhöht. Die neuen Aktien sind mit voller Gewinnberechtigung ab dem 1.Januar 2012 
ausgestattet. Der Ausgabepreis beträgt mindestens € 1,00 pro Stückaktie.   

b) Die neuen Aktien werden von der quirin bank AG, Berlin, mit der Verpflichtung übernommen, sie 
den bestehenden Aktionären im Rahmen einer Bezugsfrist von mindestens zwei Wochen im Ver-
hältnis von zehn bestehenden Aktien zu einer neuen Aktie zu einem noch festzulegenden Bezugs-
preis zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Nicht bezogene Neue Aktien werden ohne 
weiteres Bezugsangebot an Altaktionäre oder an Dritte von der Mehrheitsaktionärin Kofler Energies 
Holding GmbH, Berlin, zum festgelegten Bezugspreis übernommen.  

c) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Ka-
pitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere die weiteren Bedingungen der Ausgabe der 
Aktien, festzulegen. Der Bezugspreis für die neuen Aktien entspricht dem umsatzgewichteten 
Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft im elektronischen Handelssystem XETRA der Frank-
furter Wertpapierbörse der letzten 90 Börsenhandelstage vor Fassung des Umsetzungsbeschlusses 
und Festlegung der weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung. Der Beschluss über die Erhöhung 
des Grundkapitals wird ungültig, wenn nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 Neue Aktien 
gezeichnet worden sind. 

d) Die Neuen Aktien der Gesellschaft sollen in die Notierung im Teilbereich Entry Standard des Open 
Markets (Freiverkehr) an der Frankfurter Wertpapierbörse einbezogen werden. 

e) § 4 Abs. 1 der Satzung wird geändert und erhält nach Eintragung der Durchführung der Kapitaler-
höhung gegen Bareinlage mit mittelbarem Bezugsrecht folgenden Wortlaut: 
 
"(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 1.148.346,00 (in Worten: Euro eine Million 
einhundertachtundvierzig Tausend dreihundertsechsundvierzig). Es ist eingeteilt in 1.148.346 (in 
Worten: eine Million einhundertachtundvierzig Tausend dreihundertsechsundvierzig) Stückaktien 
(Aktien ohne Nennbetrag)."  

 
TOP 10  
Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals  

Es soll ein neues Genehmigtes Kapital 2012 geschaffen werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen hierzu vor zu beschließen: 
 
 

a)  
Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
18. Juli 2017 durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 422.450 neuen auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage um bis zu € 422.450,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
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tal 2012). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von einem 
oder mehreren Kreditinstituten oder einem oder mehreren ihnen gleichgestellten Instituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).  
 
Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein- oder 
mehrmalig auszuschließen, 
 

- soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen; 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder 
Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer Gesellschaft, an der die Gesellschaft eine 
unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten ein Bezugs- oder Um-
tauschrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Opti-
ons- oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zu-
stünde; 

- soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Teilen 
von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, ausgegeben 
werden; 

- soweit dies erforderlich ist, um mittelbar oder unmittelbar Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft 
und/oder der mit ihr verbundenen Unternehmen bis zu einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von € 100.000,00 ausgeben zu können; 

- soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der auf die neu auszugebenden 
Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals zehn vom Hundert des zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens und zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabepreis der neu auszugebenden Aktien den Bör-
senpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Auf diesen Höchstbe-
trag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wer-
den, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 
Options- oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschrei-
bungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinnge-
mäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

 
Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das Bezugsrecht nach den 
vorstehenden Spiegelstrichen oder auf der Grundlage anderweitiger Ermächtigungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung ausgeschlossen wird, darf sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung insgesamt zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht über-
steigen.  
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.  
 
 
b) In § 4 der Satzung wird ein neuer Absatz 7 eingefügt mit folgendem Wortlaut: 
 
„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
18. Juli 2017 durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 422.450 neuen auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage um bis zu € 422.450,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2012). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von einem 
oder mehreren Kreditinstituten oder einem oder mehreren ihnen gleichgestellten Instituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein- oder 
mehrmalig auszuschließen, 
 

- soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen; 
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- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder 
Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer Gesellschaft, an der die Gesellschaft eine 
unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten ein Bezugs- oder Um-
tauschrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Opti-
ons- oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zu-
stünde; 

- soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Teilen 
von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, ausgegeben 
werden; 

- soweit dies erforderlich ist, um mittelbar oder unmittelbar Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft 
und/oder der mit ihr verbundenen Unternehmen bis zu einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von € 100.000,00  ausgeben zu können; 

- soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der auf die neu auszugebenden 
Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals zehn vom Hundert des zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens und zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis der neu auszugebenden Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Auf diesen Höchstbe-
trag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wer-
den, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 
Options- oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschrei-
bungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinnge-
mäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

 
Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das Bezugsrecht nach den 
vorstehenden Spiegelstrichen oder auf der Grundlage anderweitiger Ermächtigungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung ausgeschlossen wird, darf sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung insgesamt zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht über-
steigen. 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“ 
 
Der Vorstand hat gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die 
Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Der Inhalt des Berichts wird als Anlage dieser Einla-
dung zur ordentlichen Hauptversammlung bekannt gemacht. 
 
 
c) Der bisherige § 4 Absatz 7 der Satzung wird zu Absatz 8. 
 
 
 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu dem Tagesordnungspunkt 10 
(gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2, § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG): 
 
Unter Tagesordnungspunkt 10 der Hauptversammlung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vor-
stand zu ermächtigen, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Juli 
2017 durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 422.450 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlage um bis zu € 422.450,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012).  
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals dient der Verbesse-
rung der Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft. Eine angemessene Eigenkapitalausstattung stellt die 
Grundlage für eine erfolgreiche geschäftliche Entwicklung der Gesellschaft dar. Das vorgeschlagene ge-
nehmigte Kapital soll es dem Vorstand ermöglichen, auch weiterhin kurzfristig das für die weitere Entwick-
lung des Unternehmens erforderliche Kapital an den Kapitalmärkten durch die Ausgabe neuer Aktien aufzu-
nehmen und etwaige günstige Marktgegebenheiten zur Deckung eines künftigen Finanzierungsbedarfs oh-
ne Verzögerungen zu nutzen.  
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Grundsätzlich steht den Aktionären bei der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals ein Bezugsrecht auf die 
neuen Aktien zu. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für etwaige 
Spitzenbeträge das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge eröffnet die Möglichkeit, bei einer Kapitalerhöhung einfache und praktikab-
le Bezugsverhältnisse festzusetzen. Spitzenbeträge entstehen, wenn infolge des Bezugsverhältnisses oder 
des Betrages der Kapitalerhöhung nicht alle neuen Aktien gleichmäßig auf die Aktionäre verteilt werden 
können. Die Spitzenbeträge sind im Verhältnis zur gesamten Kapitalerhöhung von untergeordneter Bedeu-
tung. Die Beeinträchtigung der Aktionäre durch den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist 
daher im Verhältnis zu den Verfahrensvorteilen für die Gesellschaft zu vernachlässigen. Die vom Bezugs-
recht ausgenommenen Aktien werden bestmöglich verwertet.  
 
Ferner soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wandlungs- und/oder Options-
rechten bzw. von Wandlungs- und/oder Optionspflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie 
es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. Erfüllung der Wandlungs- und/oder 
Optionspflichten zustehen würde. Hierdurch soll verhindert werden, dass im Falle einer Ausnutzung des ge-
nehmigten Kapitals der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber bereits bestehender Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte und/oder entsprechender Wandlungs- bzw. Optionspflichten nach den jeweiligen Wandel- 
oder Optionsanleihebedingungen ermäßigt werden oder durch die Gesellschaft gegebenenfalls ein ander-
weitiger Verwässerungsschutz gewährt werden muss. Schuldverschreibungen müssen zum Zwecke der 
erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet werden, der darin 
besteht, den Inhabern der Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugs- oder 
Umtauschrecht auf neue Aktien einräumen zu können, wie es auch Aktionären zusteht. Die Inhaber von 
Schuldverschreibungen werden auf diese Weise so gestellt, als wären sie bereits Aktionäre. Damit die 
Schuldverschreibungen einen solchen Verwässerungsschutz aufweisen können, muss das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Dies erleichtert die Platzierung der Schuldverschrei-
bungen und dient damit den Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.  
 
Der Vorstand soll darüber hinaus ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere in Form von Un-
ternehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, 
ausgegeben werden. Dadurch soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, zum Beispiel Unternehmen, 
Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter von Dritten gegen Aus-
gabe von Aktien zu erwerben. Diese Möglichkeit der Aktienausgabe trägt dazu bei, die Liquidität der Gesell-
schaft zu schonen, und erhöht den Handlungsspielraum des Vorstands im Wettbewerb deutlich. Für die Ve-
räußerer attraktiver Akquisitionsobjekte ist es regelmäßig von besonderem Interesse, anstelle von Barmit-
teln auch Aktien der erwerbenden Gesellschaft erlangen zu können. Damit die Gesellschaft nicht vom Er-
werb solcher Akquisitionsobjekte ausgeschlossen ist, muss sie die Möglichkeit haben, Aktien als Gegenleis-
tung zu gewähren, da die genannten Erwerbsgelegenheiten meist nur kurzfristig bestehen und damit auch 
nicht von einer erst einzuberufenden Hauptversammlung unter Durchführung einer ordentlichen Kapitaler-
höhung beschlossen werden können. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
erhält die Gesellschaft die notwendige Flexibilität, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unterneh-
men, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern schnell und 
flexibel nutzen zu können. Die Nutzung eines genehmigten Kapitals für diese Zwecke setzt die Möglichkeit 
zum Bezugsrechtsausschluss voraus. Sollen neue Aktien als Gegenleistung im Rahmen eines Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern an 
Dritte ausgegeben werden, kann die Ausgabe nur unter Ausschluss des Bezugsrechts der bisherigen Aktio-
näre erfolgen. Der Vorstand soll deshalb in diesen Fällen zum Bezugsrechtsausschluss ermächtigt werden.  
 
Weiterhin ist ein Ausschluss des Bezugsrechts vorgesehen, um mittelbar oder unmittelbar Aktien an Mitar-
beiter der Gesellschaft und/oder der mit ihr verbundenen Unternehmen bis zu einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von € 100.000,00 ausgeben zu können. Diese Ermächtigung soll dem Vorstand die Möglich-
keit einräumen, Mitarbeitern der Gesellschaft und der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen Ak-
tien auch aus genehmigtem Kapital anbieten zu können. Dadurch müssen nicht zuvor Aktien auf dem Markt 
erworben werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien soll den Mitarbeitern die Beteiligung am Unterneh-
men und am Unternehmenserfolg ermöglichen. Auf diese Weise wird die Bindung der Mitarbeiter an die Ge-
sellschaft verstärkt. Die Ermächtigung zur Ausgabe von Belegschaftsaktien hält sich im Verhältnis zum 
Grundkapital der Gesellschaft sowie zum Gesamtumfang der Ermächtigung in engen Grenzen. 
 
Schließlich soll der Bezugsrechtsausschluss gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auch zu-
lässig sein, soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der auf die neu auszugeben-
den Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals zehn vom Hundert des zum Zeitpunkt 
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des Wirksamwerdens und zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabepreis der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit, das Bezugsrecht in sinngemäßer Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, versetzt die Gesellschaft in die Lage, günstige Börsensituati-
onen effektiv und nahe am jeweils aktuellen Börsenpreis zu nutzen und durch die marktnahe Festsetzung 
des Ausgabepreises einen hohen Ausgabebetrag und eine erhebliche Stärkung der Eigenmittel zu errei-
chen. Die Ermächtigung ermöglicht es der Gesellschaft somit, auch kurzfristig einen etwaigen Kapitalbedarf 
zu decken und den jeweiligen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft für die Stärkung ihrer Eigenmittel zu 
nutzen. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts können der 
Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen im Interesse der Gesellschaft und aller Akti-
onäre sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. 
Dies wäre bei Wahrung des gesetzlichen Bezugsrechts nicht möglich. Ferner ist bei Wahrung des gesetzli-
chen Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung die erfolgreiche Platzierung der neuen Aktien 
gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich hindert die Länge der bei Wahrung 
des gesetzlichen Bezugsrechts einzuhaltenden Mindestbezugsfrist von zwei Wochen die Reaktion auf güns-
tige bzw. ungünstige Marktverhältnisse, was zu einer nicht optimalen Kapitalbeschaffung führen kann. Zwar 
gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag der Bezugs-
frist. Die Gesellschaft wäre jedoch auch in diesem Fall über mehrere Tage volatilen Börsenpreisen ausge-
setzt, was zu Sicherheitsabschlägen und somit zu weniger marktnahen Konditionen führte. Die mit dem Be-
zugsrechtsausschluss einhergehende Flexibilität ist ein wichtiges Instrument für die Gesellschaft, sich in den 
schnell ändernden Märkten bietende Chancen zu nutzen, da sie einen eventuell bestehenden Kapitalbedarf 
kurzfristig decken kann. Der Ausgabebetrag und damit die der Gesellschaft zufließenden Mittel für die neu-
en Aktien werden sich an dem Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien orientieren und ihn insbeson-
dere nicht wesentlich unterschreiten.  
 
Die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts führt dazu, dass sich 
die relative Beteiligungsquote und der relative Stimmrechtsanteil der vorhandenen Aktionäre verringern. 
Soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, wird die Verwässerung in Übereinstim-
mung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG jedoch dadurch gering gehalten, dass der 
anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2012 ausgegeben werden, insgesamt 
zehn vom Hundert des Grundkapitals nicht überschreiten darf. Auf diese Begrenzung anzurechnen ist der 
anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer 
oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, sowie 
der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- oder Wand-
lungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausge-
geben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass die genannte Höchstgrenze von zehn vom Hundert 
nicht überschritten wird und die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt 
werden. Die an der Erhaltung ihrer Beteiligungsquote interessierten Aktionäre können bei Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2012 unter Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Aktien der 
Gesellschaft über die Börse und somit zu marktgerechten Bedingungen hinzuerwerben. Die Vermögensinte-
ressen der Aktionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, dass die Aktien unter dieser Ermächtigung 
nur zu einem Preis ausgegeben werden dürfen, der den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 
Gesellschaft gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird außerdem in jedem Fall 
den Gegenwert für die Aktien ausschließlich im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre festlegen.  
 
Darüber hinaus ist bezüglich aller Möglichkeiten zum Ausschluss des Bezugsrechts vorgesehen, dass der 
Anteil des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung insgesamt 
zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Hierdurch wird einer übermäßigen Verwässe-
rung des Aktienbestandes der bisherigen Aktionäre entgegengewirkt. Auf diese Begrenzung anzurechnen 
ist der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemä-
ßer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, 
sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- oder 
Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen 
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ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden.  
 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausnutzung des ge-
nehmigten Kapitals und dem Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser 
Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands im wohlverstandenen Inte-
resse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist.  
 
 

* * * * * 

 

 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte  

Das Grundkapital der Gesellschaft ist am Tag der Einberufung dieser Hauptversammlung eingeteilt in 
1.044.900 auf den Inhaber lautende Stückaktien. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Die Gesellschaft hält im 
Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 10.440 eigene Aktien. Hieraus stehen ihr keine Rechte 
zu. Die Gesamtzahl der teilnahme- und stimmberechtigten Aktien beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung 1.034.460. 

 

Teilnahmeberechtigung  

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind die Aktionäre berechtigt, 
die sich spätestens am 12. Juli 2012 (d.h. bis Donnerstag, den 12. Juli 2012, 24:00 Uhr) unter der nachste-
henden Adresse  

 

Kofler Energies Power AG 
c/o Landesbank Baden-Württemberg 

Am Hauptbahnhof 2 
Abteilung 4027 H / Hauptversammlungen 

70173 Stuttgart 
E-Mail: HV-Anmeldung@LBBW.DE 
Telefax-Nr.: +49 (0) 711 127 79256 

bei der Gesellschaft angemeldet und ihr gegenüber unter dieser Adresse einen in Textform erstellten be-
sonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erbracht haben. Der Nachweis 
über nicht in Girosammelverwahrung befindliche Aktien kann auch von der Gesellschaft oder einem Kredit-
institut gegen Einreichung der Aktien ausgestellt werden. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf 
den Beginn des 28.Juni 2012 (d.h. Donnerstag, den 28.Juni 2012, 00:00 Uhr, sog. Nachweisstichtag) bezie-
hen.  

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung bzw. zur Ausübung des Stimmrechts erbracht hat. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der 
Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Wird dieser 
Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die Gesellschaft den Aktionär zurückweisen.  

Die Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemisst sich dabei ausschließlich nach 
dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 
Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des 
Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts aus-
schließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; d.h. Veräußerungen von Ak-
tien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf 
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den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. 
Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind für 
die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- oder stimmberechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder 
zur Rechtsausübung ermächtigen lassen.  

Auch nach erfolgter Anmeldung können Aktionäre über ihre Aktien weiterhin frei verfügen.  

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den Aktionären Eintrittskar-
ten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, 
bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für den Zugang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes 
an die Gesellschaft Sorge zu tragen. Der Erhalt einer Eintrittskarte ist keine Voraussetzung für die Teilnah-
me an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts, sondern dient lediglich der leichteren 
organisatorischen Abwicklung.  

 

Stimmrechtsvertretung  

Aktionäre, welche die vorgenannten Teilnahmevoraussetzungen erfüllen, jedoch nicht selbst an der Haupt-
versammlung teilnehmen wollen, können ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmachtserteilung durch 
einen Bevollmächtigten, zum Beispiel auch durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären, 
ausüben lassen. Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht wird mit der Eintrittskarte übersandt. Für die 
Vollmacht an Bevollmächtigte ist, soweit sie nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine 
andere der in § 135 AktG gleichgestellten Personen erteilt wird, die Textform erforderlich und ausreichend. 
Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zu-
rückweisen. 

Wir bieten unseren Aktionären zusätzlich an, sich durch einen von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. Diesem Stimmrechtsvertreter müssen dazu eine 
Vollmacht und Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts schriftlich erteilt werden. Der Stimmrechtsver-
treter ist verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Ohne Weisungserteilung ist der Stimmrechtsvertreter 
nicht zur Stimmabgabe für einen Aktionär berechtigt.  

Für die Erteilung der Vollmacht und Weisungen an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter ist möglichst das zusammen mit der Eintrittskarte zugesandte Vollmachts- und Weisungsformular zu 
verwenden. Wird dieses Formular nicht verwandt, ist dafür Sorge zu tragen, dass eine eindeutige Identifika-
tion des die Vollmacht ausstellenden Aktionärs möglich ist. Die Aktionäre werden zur organisatorischen Er-
leichterung gebeten, die Vollmacht und Weisung bis spätestens Dienstag, den 17.Juli 2012, 18:00 Uhr, an 
die nachstehend genannte Adresse der Kofler Energies Power AG zu übermitteln:  

Kofler Energies Power AG c/o 
AAA HV Management GmbH 

Ettore-Bugatti-Str. 31 
D-51149 Köln 

Fax: +49 (0) 2203 20229 11 
E-Mail Adresse: kep2012@aaa-hv.de 

Die Berücksichtigung nach diesem Zeitpunkt eingehender Vollmachten und Weisungen kann nicht zugesi-
chert werden. Der Stimmrechtsvertreter ist durch die Vollmacht nur insoweit zur Stimmausübung befugt, als 
ihm eine ausdrückliche Weisung zu den einzelnen Gegenständen der Tagesordnung erteilt wurde.  

Auch im Fall einer Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters ist eine 
fristgerechte Anmeldung nebst Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erfor-
derlich. 
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Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG  

Anträge auf Tagesordnungsergänzung nach § 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5% des Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am Grundkapital 
von EUR 500.000,00 erreichen, können unter Nachweis der nach §§ 122 Abs. 1 Satz 3, 142 Abs. 2 Satz 2 
AktG erforderlichen Haltezeit verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntge-
macht werden. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand (Kofler Energies Power AG, Vorstand, Wittener 
Str. 56, 44789 Bochum) zu richten und muss der Gesellschaft spätestens am 24. Juni 2012 (24:00 Uhr) zu-
gehen. Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen.  

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 und 127 AktG 

Gegenanträge von Aktionären gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung (§ 126 AktG) sind ausschließlich an folgende Adresse der Gesellschaft zu richten:  

Kofler Energies Power AG 
Investor Relations 
Wittener Str. 56 
44789 Bochum 

Telefax: +49 (0) 234 5884 114 
E-Mail-Adresse: investorrelations@koflerenergies-power.com  

Zugänglich zu machende Gegenanträge von Aktionären, die mit Begründung spätestens am 4. Juli 2012 
(24:00 Uhr) unter der vorgenannten Adresse der Gesellschaft zugehen, werden einschließlich des Namens 
des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich auf der In-
ternetseite der Gesellschaft unter 

http://www.koflerenergies.com/hauptversammlung.htm 

unter dem Link „Jahreshauptversammlung 2012“ veröffentlicht. Anders adressierte Gegenanträge werden 
nicht berücksichtigt.  

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die Gesellschaft absehen, 
wenn einer der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, etwa weil der Gegenantrag zu 
einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Eine Begründung 
eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zei-
chen beträgt.  

Der Vorstand der Kofler Energies Power AG behält sich vor, Gegenanträge und ihre Begründungen zu-
sammenzufassen, wenn mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträ-
ge stellen.  

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Abschlussprüfern (Punkt 5 der Tagesordnung) oder zur 
Wahl eines Aufsichtsratsmitgliedes (Punkt 6 der Tagesordnung) gelten die vorstehenden Ausführungen 
sinngemäß mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag nicht begründet zu werden braucht (§ 127 AktG).  

Der Vorstand der Kofler Energies Power AG braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu ma-
chen, wenn der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern nicht deren Namen, ausgeüb-
ten Beruf und Wohnort bzw. im Falle des Vorschlags einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft deren Firma und 
Sitz enthält. 

Auskunftsrecht der Aktionäre nach § 131 Abs. 1 AktG  

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter vom Vorstand Auskunft über Angele-
genheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung der Tagesordnung 
erforderlich ist (vgl. § 131 Abs. 1 AktG). Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und ge-
schäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind 
in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache zu stellen.  
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Von einer Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten 
Gründen absehen, etwa weil die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung ge-
eignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzu-
fügen (z.B. keine Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen). Nach der Satzung ist der Versammlungsleiter 
ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken; er kann insbe-
sondere bereits zu Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen für den ganzen 
Verlauf der Hauptversammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für den 
einzelnen Frage- und Redebeitrag angemessen festsetzen.  

 

Bochum, im Juni 2012  

Kofler Energies Power AG  
- Der Vorstand  

 

 

 

Informationen zur Anreise: 
 

… 
Grand Hotel Esplanade 

Lützowufer 15 
10785 Berlin 

Phone: +49 / 30 / 25478 – 0 
Fax: +49 / 30 / 25478 – 8222 
e-Mail: info@esplanade.de 
web: www.esplanade.de 
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